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S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

J E A N M I S C H O 

vom 26. Januar 1988 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Gegenstand der Rechtssache 260/86 ist 
eine Klage wegen Vertragsverletzung der 
Kommission gegen das Königreich Belgien 
betreffend bestimmte Erhebungsmodalitäten 
einer belgischen Steuer, die als Immobilien­
steuer bezeichnet wird. 

2. Die Immobiliensteuer wird auf der 
Grundlage des Katastraleinheitswerts des 
Gebäudes berechnet, auf das sie sich be­
zieht. Steuerpflichtig ist der Eigentümer des 
Gebäudes. 

3. Steuerermäßigungen können unter be­
stimmten Umständen nach Maßgabe der so­
zialen Lage des Bewohners des Gebäudes 
gewährt werden. So zum Beispiel, wenn die­
ser ein Schwerkriegsinvalide, ein Behinder­
ter oder ein Vorstand einer Familie mit min­
destens zwei Kindern ist. 

4. Gemäß dem 1981 eingefügten Artikel 
162 § 6 des belgischen Einkommensteuerge­
setzbuchs werden die fraglichen Ermäßigun­
gen nicht gewährt, wenn die Wohnung von 
„einem Mieter, der selbst oder dessen Ehe­
gatte aufgrund internationaler Übereinkom­
men von der Steuer für natürliche Personen 
befreit ist", bewohnt wird. 

5. Die Kommission macht geltend, daß das 
Königreich Belgien dadurch gegen seine 
Verpflichtungen aus Artikel 7 EWG-Vertrag 
sowie Artikel 13 Absatz 2 und 14 des Proto­
kolls über die Vorrechte und Befreiungen 
(im folgenden: das Protokoll) verstoßen 
habe, daß es Artikel 162 § 6 in Kraft ge­
setzt habe. 

6. Das Königreich Belgien hat keine förmli­
chen Anträge gestellt. Es hat sich mit dem 
Hinweis begnügt, daß ein am 4. Mai 1987 
bei der Chambre des représentants einge­
brachter Gesetzentwurf diese Vertragsver­
letzung beenden solle. Auf Seite 17 der Be­
gründungserwägungen dieses Gesetzent­
wurfs ist zu lesen: 

„Artikel 162 § 6 des Einkommensteuerge­
setzbuchs ... verstößt gegen Artikel 7 des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, gegen die Artikel 
13 Absatz 2 und 14 des Protokolls über die 
Vorrechte und Befreiungen der Europäi­
schen Gemeinschaften sowie gegen Artikel 7 
Absatz 2 und Artikel 9 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. 
Oktober 1968 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer in der Gemeinschaft. Da eine 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsan­
gehörigkeit nicht Teil unserer Steuergesetz­
gebung sein darf, soll der vorliegende Arti­
kel die streitige Vorschrift aufheben." 

7. Die belgische Regierung erkennt somit 
die von der Kommission vorgebrachten Rü­
gen an. Der Gesetzentwurf ist allerdings 
noch nicht vom belgischen Parlament gebil­
ligt worden. 

8. Angesichts der Übereinstimmung zwi­
schen Klägerin und Beklagtem hinsichtlich 
der Begründetheit wäre es verlockend, hier 
innezuhalten und Ihnen vorzuschlagen, die 
Vertragsverletzung ohne weiteres festzustel­
len. 

9. Bevor ich dies jedoch förmlich beantrage, 
fühle ich mich verpflichtet, hinsichtlich ge­
wisser von der Kommission vorgebrachter 
Rügen Einschränkungen zu machen. 

* Aus dem Französischen übersetzt. 
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I — Zur Rüge der Verletzung des Artikels 7 
EWG-Vertrag 

10. Die erste Rechtsvorschrift, deren Ver­
letzung die Kommission geltend macht, ist 
Artikel 7 EWG-Vertrag, der jede Diskrimi­
nierung aus Gründen der Staatsangehörig­
keit verbietet. 

11. Die Kommission hat jedoch in der Sit­
zung bestätigt, daß die Ermäßigung der Im­
mobiliensteuer auch den Beamten der Ge­
meinschaften mit belgischer Staatsangehö­
rigkeit verweigert werde. Das Anwendungs­
kriterium der beanstandeten Vorschrift ist 
also nicht die Staatsangehörigkeit der Be­
troffenen, sondern die Tatsache, daß sie Be­
amte der Gemeinschaften sind. 

12. Unter diesen Umständen bin ich der 
Auffassung, daß weder die Rüge der Verlet­
zung des Artikels 7 noch die Rüge der Ver­
letzung der Verordnung Nr. 1612/68 des 
Rates vom 15. Oktober 1968 über die Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft (ABl. L 257, S. 2) aufrechter­
halten werden kann. Aus dieser Verordnung 
ergibt sich, daß der Arbeitnehmer, der 
Staatsangehöriger eines anderen Mitglied­
staats ist, die gleichen sozialen und steuerli­
chen Vergünstigungen wie die inländischen 
Arbeitnehmer (Artikel 7 Absatz 2) sowie 
alle Rechte und Vergünstigungen wie inlän­
dische Arbeitnehmer hinsichtlich einer Woh­
nung (Artikel 9 Absatz 1) genießt. Die Ver­
ordnung präzisiert lediglich für ein be­
stimmtes Gebiet die Folgen, die sich aus Ar­
tikel 7 ergeben. 

13. Kann man andererseits in diesem Zu­
sammenhang das Urteil des Gerichtshofes in 
der Rechtssache 152/82, Forcheri 1, anfüh­
ren? Sicherlich ist dieses Urteil nicht einfach 
auf den vorliegenden Fall übertragbar, da es 
einen typischen Fall der Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit betrifft: 

Zwar bekamen die belgischen Beamten der 
Gemeinschaften dieselben Vergünstigungen 
wie die sonstigen belgischen Bürger, nicht 
aber die europäischen Beamten anderer 
Staatsangehörigkeit. Das Urteil ist jedoch 
insofern interessant, als es feststellt, daß 

„[der Beamte der Gemeinschaften] zwar 
nach Artikel 13 Absatz 2 des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften von inner­
staatlichen Steuern auf die von den Gemein­
schaften gezahlten Gehälter, Löhne und Be­
züge befreit [ist], dafür ... aber nach Artikel 
13 Absatz 1 von diesen Gehältern, Löhnen 
und anderen Bezügen zugunsten der Ge­
meinschaften eine Steuer zu entrichten 
[hat], die dem Aufnahmemitgliedstaat in sei­
ner Eigenschaft als Mitglied der Gemein­
schaften mittelbar zugute kommt. Der Um­
stand, daß er von seinem Gehalt keine Steu­
ern an die Staatskasse entrichtet, ist deshalb 
kein triftiger Grund dafür, den Fall des Be­
amten und seiner Familie anders als den des 
Wanderarbeitnehmers zu behandeln, dessen 
Einkünfte der Besteuerung durch den 
Wohnsitzstaat unterliegen". (Randnum­
mer 19) 

14. Die Beamten der Gemeinschaften müs­
sen also genauso behandelt werden wie die 
sonstigen Wanderarbeitnehmer, die in dem­
selben Land wohnhaft sind. Letztere müssen 
hinsichtlich der sozialen Vergünstigungen 
den innerstaatlichen Arbeitnehmern gleich­
gestellt werden. 

15. Die Beamten der Gemeinschaften, die 
Staatsangehörige des Landes sind, in dem 
sie ihr Amt ausüben, dürfen ihrerseits im 
Verhältnis zu den europäischen Beamten 
anderer Staatsangehörigkeit nicht diskrimi­
niert werden, da anderenfalls die Einheit­
lichkeit des vom Beamtenstatut der Gemein­
schaften gegenüber allen Betroffenen errich­
teten Systems in Frage gestellt würde. Das 
Statut ist durch die Verordnung Nr. 259/68 
des Rates vom 29. Februar 1968 festgelegt 

1 — Urteil vom 13. Juli 1983 in der Rechtssache 152/82 (For-
cheri/Belgien, Slg. 1983, 2323, Randnr. 19). 
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worden; es weist daher alle in Artikel 189 
Absatz 2 EWG-Vertrag niedergelegten 
Merkmale auf; es ist insbesondere in all sei­
nen Teilen verbindlich und gilt unmittelbar 
in jedem Mitgliedstaat (Urteil des Gerichts­
hofes in der Rechtssache 137/80, Kommis­
sion/Belgien, Slg. 1981, 2393, 2406, Rand­
nummer 7). 

16. Schon auf der Grundlage dieser Argu­
mentation kann festgestellt werden, daß die 
Befreiung von innerstaatlichen Steuern, in 
deren Genuß die Beamten der Gemeinschaf­
ten unabhängig von ihrer Staatsangehörig­
keit kommen, keinen ausreichenden Grund 
für die Ablehnung bestimmter Vorteile dar­
stellt, die anderen in demselben Mitglied­
staat ansässigen Personen gewährt werden. 
Diese Argumentation hat jedoch den Nach­
teil, einen „Umweg" über das in Artikel 7 
EWG-Vertrag niedergelegte Verbot der 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsan­
gehörigkeit zu machen, indem sie ihn mit 
dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller 
Beamten der Gemeinschaften verbindet, 
während sich die beanstandete Vorschrift 
überhaupt nicht auf die Staatsangehörigkeit 
bezieht. Zu dem gleichen Ergebnis gelangt 
man auch auf direkterem Weg, indem man 
sich auf Artikel 13 Absatz 2 des Protokolls 
bezieht. Dies würde ich jetzt gerne darle­
gen. 

II — Zur Rüge der Verletzung des Artikels 
13 Absatz 2 des Protokolls 

17. Artikel 13 Absatz 2 des Protokolls be­
stimmt, daß die Beamten und sonstigen Be­
diensteten „von innerstaatlichen Steuern auf 
die von den Gemeinschaften gezahlten Ge­
hälter, Löhne und Bezüge befreit [sind]". 

18. Während die Kommission in der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme und der 
Klageschrift eine Verletzung dieser Vor­
schrift geltend gemacht hatte, erklärt sie in 

ihrer Antwort auf die vom Gerichtshof ge­
stellten Fragen (Punkt 3, S. 5, zweiter Ab­
schnitt), daß sie „nicht davon ausgeht, daß 
die Ablehnung der Ermäßigung der Immo­
biliensteuer, wenn der Mieter ein Beamter 
oder sonstiger Bediensteter der Gemein­
schaften ist, eine unmittelbare Besteuerung 
der Gemeinschaftsgehälter und damit eine 
Verletzung des Artikels 13 Absatz 2 des 
Protokolls darstellt". 

19. Diese Ansicht kann man nur teilen. 
Wenn auch feststeht, daß die verweigerte 
Ermäßigung der Immobiliensteuer die Ge­
hälter des Beamten belastet, so handelt es 
sich doch nicht um „eine innerstaatliche 
Steuer auf die von den Gemeinschaften ge­
zahlten Gehälter, Löhne und Bezüge", da 
Grundlage für die Besteuerung der Kata-
straleinheitswert des Gebäudes ist. 

20. Genauso richtig ist, daß der europäische 
Beamte als Mieter allein deshalb gemäß Ar­
tikel 162 § 6 des belgischen Steuergesetzbu­
ches von der Steuerermäßigung ausgeschlos­
sen ist, weil er „von der Steuer für natürli­
che Personen befreit ist". Diese Steuerbe­
freiung ist daher rechtliche Grundlage dafür, 
daß die Ermäßigung der Immobiliensteuer 
nicht gewährt wird. 

21. In seinem Urteil vom 16. Dezember 
1960 in der Rechtssache 6/60 (Humblet/ 
Belgischer Staat, Slg. 1960, 1163, 1193) hat 
der Gerichtshof jedoch in bezug auf Artikel 
11 b des Protokolls über die Vorrechte und 
Immunitäten der EGKS folgendes ausge­
führt: 

„Die Wendung ,genießen Befreiung von al­
len Steuern 2 hinsichtlich der... Gehälter' 
(,sont exonérés de tout impôt sur les traite­
ments') bedeutet klar und eindeutig, daß 
jede Besteuerung der freigestellten Dienst 

2 — Damals bestand die Steuer zugunsten der Gemeinschaften 
noch nicht. 
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bezüge, sei sie unmittelbarer oder mittelba­
rer Art, ausgeschlossen sein soll. Dem kann 
nicht entgegengehalten werden, die Wen­
dung ,hinsichtlich der ... Gehälter' (,sur les 
traitements') berechtige zu dem Umkehr­
schluß, Artikel 11 verbiete nicht eine Be­
steuerung anderer Einkünfte, bei welcher 
das in Rede stehende Gehalt angerechnet 
und infolgedessen ein höherer Steuersatz 
angewandt würde. Eine derartige Besteue­
rung stünde in Widerspruch zu der in Arti­
kel 11 vorgesehenen Steuerfreiheit, denn 
auch in diesem Fall würde das von der Ge­
meinschaß gezahlte, von jeglicher Steuer be­
freite Gehalt die rechtliche Grundlage der Be­
steuerung bilden." 

Der Gerichtshof hat im Tenor desselben Ur­
teils für Recht erkannt, daß das EGKS-Pro-
tokoll es „den Mitgliedstaaten [verbietet], 
von einem Beamten der Gemeinschaften ir­
gendeine Steuer zu erheben, die ganz oder 
teilweise auf der Zahlung des von der Ge­
meinschaft diesem Beamten gewährten Ge­
halts beruht". 

22. In unserem Fall ist die Situation jedoch 
nicht genau dieselbe, da das von den Ge­
meinschaften gezahlte Gehalt nicht wie im 
Fall Humblet zur Rechtfertigung eines hö­
heren Steuersatzes auf die anderen Einkom­
men des Beamten herangezogen wird. Im 
vorliegenden Fall ist die Besteuerung (das 
heißt die Erhebung des Unterschieds zwi­
schen ermäßigtem und normalem Steuer­
satz) nicht in der Höhe des fraglichen Ge­
halts begründet, sondern allein in der Tatsa­
che, daß dieses Gehalt von den innerstaatli­
chen Steuern befreit ist. 

23. Dennoch ist das Urteil Humblet im vor­
liegenden Fall einschlägig, da es im wesent­
lichen bekräftigt, daß das von den Gemein­
schaften gezahlte Gehalt von den Steuerbe­
hörden der Mitgliedstaaten in keiner Weise 
berücksichtigt werden darf. 

24. Trotz allem kann daher der Schluß ge­
zogen werden, daß Artikel 162 § 6 des bel­
gischen Einkommensteuergesetzbuchs mit 
Artikel 13 Absatz 2 des Protokolls nicht ver­
einbar ist. Er nimmt dieser Vorschrift einen 
Teil ihrer praktischen Wirksamkeit. 

III — Zu Artikel 14 des Protokolls 

25. Artikel 14 des Protokolls sieht im we­
sentlichen vor, daß die Beamten der Ge­
meinschaften für die Erhebung der Einkom­
men-, Vermögen- und Erbschaftsteuer so 
behandelt werden, als hätten sie ihren steu­
erlichen Wohnsitz in ihrem Herkunftsland 
beibehalten. 

26. Es ist erstaunlich, daß die Kommission 
in dieser Hinsicht nur rügt, die Beamten kä­
men nicht in den Genuß von eventuellen Er­
mäßigungen der Immobiliensteuer; sie gibt 
damit stillschweigend zu, daß sie grundsätz­
lich (als Eigentümer) steuerpflichtig sein 
könnten oder daß diese Steuer ihnen mittel­
bar (als Mieter) auferlegt werden könne. In 
den Augen der Kommission scheint die Im­
mobiliensteuer nicht zu den in Artikel 14 
aufgezählten Steuerarten zu gehören. Wenn 
dem so ist, ist nicht ersichtlich, warum die 
Versagung der Ermäßigung einen Verstoß 
gegen Artikel 14 darstellen soll. 

27. Aus den vorstehenden Ausführungen 
folgt, daß dem Königreich Belgien ein Ver­
stoß gegen Artikel 13 Absatz 2 des Proto­
kolls über die Vorrechte und Befreiungen 
vorzuwerfen ist. 

28. Muß darüber hinaus, wie die Kommis­
sion es beantragt, festgestellt werden, daß 
Belgien einen besonderen Verstoß begangen 
hat, indem es keinen Anspruch auf Erstat­
tung der von den betroffenen Beamten zu 
Unrecht gezahlten Beträge eröffnet hat? 
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29. Meiner Meinung nach nicht, da die bel­
gische Regierung gemäß Artikel 171 EWG-
Vertrag die Maßnahmen zu ergreifen hat, 
die sich aus dem Urteil des Gerichtshofes 
ergeben, sobald der Gerichtshof den oben 
dargelegten Verstoß festgestellt hat. 

30. Im übrigen ist schon jetzt anzumerken, 
daß aus dem der Chambre des représentants 
vorgelegten Gesetzesentwurf hervorgeht, 
daß die belgische Regierung die streitige Er­
stattung einführen will. Es kann daher in 
diesem Stadium insoweit keine Vertragsver­
letzung festgestellt werden. 

Ergebnis 

31. Ich schlage daher vor festzustellen, daß das Königreich Belgien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus Artikel 13 Absatz 2 des Protokolls über die Befreiungen 
der Europäischen Gemeinschaften verstoßen hat, daß es Artikel 162 § 6 des Ein­
kommensteuergesetzbuchs erlassen und angewandt hat, wonach gewisse Ermäßi­
gungen der Immobiliensteuer dann nicht gewährt werden, wenn die Wohnung von 
einem Mieter bewohnt wird, der selbst oder dessen Ehegatte aufgrund internatio­
naler Übereinkommen von der Steuer für natürliche Personen befreit ist. 

32. Selbst wenn meiner Meinung nach nicht alle von der Kommission erhobenen 
Rügen durchgreifen, ist der Klage doch im wesentlichen stattzugeben. Das Klage­
begehren ist im übrigen auch von Belgien nicht bestritten worden. Es ist daher 
gerechtfertigt, dem beklagten Mitgliedstaat die Kosten aufzuerlegen. 
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